
„3+2“: Die Ausbildungsduldung – Der Weg Schritt für Schritt

Antrag auf Ausbildungsduldung bei 
der Ausländerbehörde

(ist gleichzeitig Antrag auf Beschäftigungserlaubnis)

 Prüfung des Antrags

Aufenthaltsstatus: 
Anerkannter Flüchtling/subsidiärer 

Schutzstatus/nationales Abschiebeverbot

Keine Ausbildungsduldung notwendig.

Auch bei vorheriger Ausbildung notwendig

Eine Ausbildungsduldung muss ebenfalls 
beantragt werden, wenn eine Ausbildung 
während der Aufenthaltsgestattung oder mit 
einer anderen Duldung begonnen wurde.

Aufenthaltsstatus: Aufenthaltsgestattung

Für eine Ausbildung wird eine Beschäftigungserlaubnis der Ausländerbehörde benötigt. 
Wer mit diesem Status eine Ausbildung beginnen durfte, hat i.d.R. gute Aussichten auf 
eine Ausbildungsduldung.

Ausreisepflicht
Rechtskräftig abgeschlossenes Asylverfahren

Die Klagefrist ist verfallen oder das Klage- 
verfahren abgeschlossen.

Stand: November 2017www.unternehmen-integrieren-fluechtlinge.de©

Wie wird die Ausbildungsduldung beantragt?
 Formloser Antrag auf Ausbildungsduldung bei der  
Ausländerbehörde
 Ausbildungsvertrag
 Nachweis über den Eintrag des Ausbildungsverhält- 
nisses bei den zuständigen Stellen (bspw. HWK, IHK)

AsylantragEinreise Bescheid zum Asylverfahren

nicht-bestandene Prüfung:
Wiederholung eines Ausbildungsjahrs  
möglich mit Verlängerung der Duldung

Alternativ:
6 Monate zur Suche einer Beschäftigung im  

Ausbildungsberuf in einem anderen Unternehmen

Ausbildungsabbruch:
Einmalig 6 Monate zur Suche eines 

neuen Ausbildungsplatzes

Erteilung der Ausbildungsduldung
 durch die Ausländerbehörde

(i.d.R. für die gesamte Ausbildungsdauer von 2–3,5 Jahren)
Ausbildung Bestandene Ausbildung

Aufenthaltserlaubnis für 2 Jahre
bei Beschäftigung im Ausbildungsberuf

Welche Voraussetzungen müssen für 
eine Ausbildungsduldung erfüllt sein?

 Rechtskräftig abgelehnter Asylantrag  
(erloschene Aufenthaltsgestattung/anderer Duldungsgrund)
 *1  Ausbildung in einer staatlich anerkannten qualifizierten  
Berufsausbildung 
 *2  Keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen eingeleitet 
 *3  Keine Versagensgründe
 Keine Verurteilung wegen einer vorsätzlichen Straftat  
(Geldstrafe von mehr als 50 Tagessätzen)

Freier Zugang zum Arbeitsmarkt

Positiver Asylbescheid Negativer Asylbescheid

Qualifizierte staatlich anerkannte 
Berufsausbildung
Mind. 2 Jahre dauernde Berufsausbil-
dung im Handwerk, in der Industrie 
oder an einer (Berufs-)Fachschule. 
www.nuif.de/berufebund
www.nuif.de/berufeland
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Keine Ausbildungsduldung möglich

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen
Bereits die Aufforderung zur Passersatzbeschaffung kann 
eine solche Maßnahme sein. Siehe hierzu die Kurzübersicht 
Ausbildungsduldung zu den Regelungen in den Bundeslän-
dern. Der Zeitpunkt der Beantragung der Ausbildungsdul-
dung definiert den Zeitpunkt zur Prüfung, ob Maßnahmen 
eingeleitet wurden.
www.nuif.de/ausbildungsduldung
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Versagensgründe gemäß § 60a Abs. 6 AufenthaltsG
a)	 Aufenthalt in Deutschland nur, um Leistungen gemäß 

dem Asylbewerberleistungsgesetz zu erhalten.
b)	 Selbstverschuldet aufenthaltsbeendende Maßnahmen 

verhindern (bspw. keine Mitwirkung bei der Identitäts-
feststellung)

c) Für Personen aus sicheren Herkunftsländern*: Ein nach 
dem 31. August 2015 gestellter und rechtskräftig abge-
lehnter Asylantrag

www.nuif.de/versagensgruende
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*	Stand Juli 2017: EU-Staaten, Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, 
Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Senegal, Serbien


